jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2020/4/15 W219
2228636-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 15.04.2020

Entscheidungsdatum

15.04.2020
Norm

B-VG Art133 Abs4
FeZG 81

FezG §2

FeZG §3 Abs2
FeZG 84 Abs1
FeZG 84 Abs2
FeZG §9 Abs1
FeZG §9 Abs6
FMGebO 8§47 Abs1
FMGebO 8§48
FMGebO 8§49
FMGebO 8§50 Abs1 Z1
FMGebO 8§50 Abs4
FMGebO 8§51 Abs1
RGG §1

RGG §2

RGG 8§83 Abs1

RGG 83 Abs5

RGG 8§84 Abs1

RGG 86 Abs1

RGG 86 Abs2
VwGVG §24 Abs1
VwGVG §24 Abs4
VwGVG §28 Abs1
VwGVG §28 Abs2
Spruch

W219 2228636-1/2E

IM NAMEN DER REPUBLIK!


file:///

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Walter TOLAR als Einzelrichter Gber die Beschwerde
des XXXX gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 07.11.2019, GZ XXXX , Teilnehmernummer
XXXX, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Mit einem Schreiben, das am 08.10.2019 bei der belangten Behorde einlangte, beantragte der Beschwerdefihrer die
Befreiung von den Rundfunkgebihren fur Radio- und Fernsehempfangseinrichtungen und die Zuschussleistung zum
Fernsprechentgelt.

Im dabei verwendeten Antragsformular kreuzte der Beschwerdefiihrer unter der Rubrik "Wenn Sie eine der
nachstehenden Anspruchsvoraussetzungen erflllen, kreuzen Sie bitte das entsprechende Feld an" die
Auswahlmaéglichkeit "Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen
vergleichbaren sonstigen wiederkehrenden Leistungen versorgungsrechtlicher Art" an.

Zusatzlich gab der Beschwerdefiihrer an, dass keine weiteren Personen mit ihm im gemeinsamen Haushalt leben. Im
Feld "Die Zuschussleistung werde ich bei folgender Gesellschaft einlésen” trug er "Kabelplus" ein.

Dem Antrag schloss der Beschwerdefuihrer folgende Unterlagen an:

- eine Krankenstandsbescheinigung der XXXX Gebietskrankenkasse vom 01.10.2019, in welcher die Arbeitsunfahigkeit
des Beschwerdefuhrers aufgrund Krankheit ab 26.04.2019 bestatigt wird,

- eine Auszahlungsbestatigung der XXXX Gebietskrankenkasse vom 01.10.2019 fur den Beschwerdeflhrer aufgrund der
Arbeitsunfahigkeit ab 26.04.2019 mitsamt einer Auflistung der getatigten Krankengeldauszahlungen fur den Zeitraum
01.05.2019 bis 18.09.2019 und dem handschriftlichen Vermerk "+ laufend Krankenstand".

2. Am 17.10.2019 richtete die belangte Behtrde an den Beschwerdefihrer unter dem Titel "ERGEBNIS DER
BEWEISAUFNAHME" folgendes Schreiben:

"[...]1 wir haben lhren Antrag [...] auf

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernsehempfangseinrichtungen
* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Radioempfangseinrichtungen

* Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt

gepruft und dabei festgestellt, dass

* mit lhrem Betreiber kein Vertrag mit dem Bundesministerium fir Verkehr, Innovation und Technologie besteht, der
einen Zuschuss vorsieht.

* Sie nicht anspruchsberechtigt sind, da Sie keine der im Gesetz genannten sozialen Leistungen beziehen und damit
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfullen (§ 3 Abs. 2 bzw. Abs. 3 Fernsprechentgeltzuschussgesetz).

* Sie nicht anspruchsberechtigt sind, da Sie keine der im Gesetz genannten sozialen Leistungen beziehen und damit
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfullen (8 47 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Fernmeldegebtihrenordnung).

Gesetzlichen Anspruch z.B.Rezeptgebuhrenbefreiung nachreichen

Um einen positiven Bescheid auf lhren Antrag zu bewirken, kénnen Sie zu dieser Feststellung innerhalb von zwei
Wochen nach der Zustellung des Schreibens bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH, eine schriftliche Stellungnahme
abgeben. [...]

Wir weisen Sie darauf hin, dass nicht oder verspatet eingebrachte Einwendungen keine Berucksichtigung finden



kénnen und wir Ihren Antrag in diesem Fall abweisen mussen.

[..]

3. Mit E-Mail vom 24.10.2019 legte der BeschwerdefUhrer neben den bereits mit Antragstellung vorgelegten
Nachweisen folgende Unterlagen vor:

- ein Informationsblatt sowie ein Ergebnis der Befreiungsvorabberechnung der belangten Behorde, befillt mit den
Einkanften des Beschwerdefuhrers, verringert um den Mietaufwand,

- ein Schreiben des Beschwerdefiihrers, in welchem dieser zum einen ausfiihrt, dass der Bezug von Krankengeld dem
Bezug von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen als diesen Zuwendungen vergleichbaren sonstigen
wiederkehrenden Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand gleichzusetzen sei, und in dem er zum
anderen seine Einkommensberechnung darlegte,

- einen Screenshot, aus welchem Lastschriften unter der Uberschrift "2019-Wohnen" i.H.v. ? 280,04 und ? 18,00

ersichtlich sind.

4. Mit dem nunmehr bekampften Bescheid vom 07.11.2019 wies die belangte Behdrde den Antrag des
Beschwerdefiihrers ab. Begriindend fuhrte sie aus, dass der Beschwerdefihrer schriftlich dazu aufgefordert worden
sei, fehlende Unterlagen, insbesondere den Bezug einer Anspruchsgrundlage "evtl. Rezeptgebuhrenbefreiung",
nachzureichen. Dieser Nachweis wirde nach wie vor fehlen.

5. Mit der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde, welche fristgerecht am 03.12.2019 bei der belangten
Behorde einlangte, rigte der Beschwerdefuhrer, dass er bereits aufgrund seiner Einkommenssituation Anspruch auf
Befreiung habe. Darliber hinaus stehe er in keinem aufrechten Dienstverhaltnis. Das Ansinnen der belangten Behorde,
er sei nicht anspruchsberechtigt, sei nicht nachvollziehbar.

Der Beschwerde schloss er - zusatzlich zu den bereits mit Antragstellung bzw. E-Mail vom 24.10.2019 vorgelegten
Unterlagen - eine Vorschreibung der XXXX vom 01.01.2019 fur das Jahr 2019 an.

6. Die belangte Behdrde legte die Beschwerde samt den Verwaltungsakten mit Schriftsatz vom 11.02.2020 dem
Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Der im Beschwerdefall maf3gebliche Sachverhalt ergibt sich zundchst aus den Ausfihrungen unter .

Insbesondere ist festzustellen, dass der Beschwerdefuhrer "Krankengeld" nicht aus einer Krankenversicherung nach
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz (anstelle des Arbeitslosengeldes), sondern im Rahmen eines aufrechten
Dienstverhaltnisses aufgrund einer Arbeitsunfahigkeit von der XXXX Gebietskrankenkasse bezieht.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen grinden sich auf die jeweils erwahnten Unterlagen, welche Teil der dem Bundesverwaltungsgericht
vorliegenden Verfahrensakten sind.

Die Feststellung Gber die Umstande des Bezuges von "Krankengeld" durch den Beschwerdeflhrer ergibt sich aus dem
Vermerk zum Versicherungsverhdltnis mit der FirmaXXXX auf der Auszahlungsbestatigung der XXXX
Gebietskrankenkasse.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchpunkt A)

3.1. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebthren (Rundfunkgebuhrengesetz - RGG), BGBI. I. Nr.
159/1999 lautet idF BGBI. I. Nr. 70/2016 auszugsweise:

"Rundfunkempfangseinrichtungen

8§ 1. (1) Rundfunkempfangseinrichtungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind technische Gerate, die Darbietungen im
Sinne des Artikels | Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes Uber die Sicherung der Unabhdangigkeit des Rundfunks,
BGBI. Nr. 396/1974, unmittelbar optisch und/oder akustisch wahrnehmbar machen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_396_0/1974_396_0.pdf

(2) Die far Rundfunkempfangseinrichtungen geltenden fernmelderechtlichen Bestimmungen bleiben unberihrt.
Gebuhrenpflicht, Meldepflicht

8§ 2. (1) Wer eine Rundfunkempfangseinrichtung im Sinne des 8 1 Abs. 1 in Gebduden betreibt (Rundfunkteilnehmer),
hat GebUhren nach § 3 zu entrichten. Dem Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung ist deren Betriebsbereitschaft
gleichzuhalten.

(2) Die GebUhrenpflicht nach 8 1 besteht nicht, wenn
1. dem Rundfunkteilnehmer eine Befreiung (§ 3 Abs. 5) erteilt wurde [...]
Rundfunkgebulhren

8§ 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccccoeeivenneencne 0,36 Euro
Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccccceveennenee 1,16 Euro
monatlich

(2) Werden an einem Standort mehr als zehn Radio- bzw. Fernseh-Empfangseinrichtungen betrieben, so ist, sofern
nicht Abs. 3 etwas anderes bestimmt, fur jeweils bis zu zehn solcher Einrichtungen eine weitere GeblUhr gemal? Abs. 1

Zu entrichten.

(3) Auf Grund der Entrichtung einer GebUhr gemal Abs. 1 durfen am jeweiligen Standort eine unbeschrankte Anzahl
von Radio- bzw. Fernseh-Empfangseinrichtungen betrieben werden in

1. der Wohnung des Rundfunkteilnehmers, einschlieRlich der Gastezimmer von Privatzimmervermietern (Art. Ill
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBI. Nr. 444/1974),

2. Betriebsstatten eines Rundfunkunternehmers und eines zur Herstellung, zum Vertrieb, zur Vermietung oder zur
Reparatur von Rundfunkempfangseinrichtungen befugten Gewerbetreibenden fir Zwecke der Auslbung des
Gewerbes,

3. Unterrichtsraumen einer &ffentlichen oder mit Offentlichkeitsrecht ausgestatteten Schule,
4. Amtsraumen einer Bezirksverwaltungsbehdrde, einer Polizeidienststelle,
5. der Gastronomie sowie in Gastezimmern von gewerblichen Beherbergungsbetrieben,

6. Heimen flr Auszubildende, Heimen fir altere Menschen und in Anstalten fir die Rehabilitation oder Pflege von
Behinderten.

(3a) Entrichtet der Rundfunkteilnehmer bereits fur eine Wohnung ununterbrochen die Rundfunkgebihr, so ist fur jede
weitere Wohnung dieses Rundfunkteilnehmers die Abgabe einer auf jene Kalendermonate eines Kalenderjahres
eingeschrankten Meldung nach § 2 Abs. 3 zuldssig, an welchen wiederkehrend die Betriebsbereitschaft der
Rundfunksempfangseinrichtungen in der weiteren Wohnung hergestellt wird, wobei dieser Zeitraum mindestens vier
Monate im Kalenderjahr betragen muss. Wird eine solche Meldung abgegeben, so ist die der Meldung entsprechende
Rundfunkgebuhr jahrlich in einem im Vorhinein zu entrichten.

(3b) Fur Standorte, an welchen geschaftsbedingt saisonal wiederkehrend der Betrieb eingestellt wird, ist die Abgabe
einer dermafRen eingeschrankten Meldung zuldssig, dass pro Kalenderjahr nur fur die Monate des Betriebes
Rundfunkgebulhr zu bezahlen ist, wobei dieser Zeitraum mindestens vier Monate im Kalenderjahr betragen muss. Wird
eine solche Meldung abgegeben, so ist die der Meldung entsprechende Rundfunkgebihr jahrlich in einem im

Vorhinein zu entrichten.

(4) Die GebUhren sind erstmals fur den Monat zu entrichten, in dem die Gebuhrenpflicht beginnt, und letztmalig fur
den Monat, in dem sie endet.

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblihrengesetz (Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebuhr vorliegen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_444_0/1974_444_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf

(6) Fur die Verjahrung von Forderungen und Verbindlichkeiten fur Gebihren und sonstige damit verbundene Abgaben
und Entgelte gegentber Rundfunkteilnehmern gelten die Bestimmungen des § 1486 ABGB sinngemaR.

Einbringung der Gebuthren

8§ 4. (1) Die Einbringung der Gebuhren und sonstiger damit verbundener Abgaben und Entgelte einschlieBlich der
Entscheidung Uber Befreiungsantrage (8 3 Abs. 5) obliegt der ?GIS Gebuhren Info Service GmbH' (Gesellschaft).

[...]
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

[..]"

3.2. Die 88 47 bis 51 der Anlage zum Fernmeldegebiihrengesetz (Fernmeldegebihren-ordnung)BGBI Nr. 170/1970 idF
BGBI. I Nr. 70/2016, lauten auszugsweise:

§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

- der Rundfunkgebuhr fur Radio-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),

- der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (§ 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG)
zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz,
6. Bezieher von Beijhilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen &ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebuhr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2.Von der Rundfunkgebuhr flr Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;

b) Heime flr solche Personen,

wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach § 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fur die Gewahrung einer Ausgleichszulage fiir einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte


https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/1486
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_170_0/1970_170_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2016/70
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2003_71_1/2003_71_1.pdf

Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulBerdem die Einklinfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher

Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte aufergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.
8 49. Eine Gebuhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen

Hauptwohnsitz haben,
2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsraume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hoérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis lGber den Verlust des Gehérvermdgens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen

werden kann.

(3) Die Finanzbehérden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einkunfte im Sinne von 8 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Gber die Einkommensverhaltnisse
nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht

ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des

Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.



(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung maligeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

(6) Die Gesellschaft darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwenden; sie hat dafur Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zulassigen Umfang verwendet werden und hat
Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemal 8 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen.

(2) Die GebUhrenbefreiung ist mit hochstens funf Jahren zu befristen. Bei Festsetzen der Befristung ist insbesondere
Bedacht auf die Art, die Dauer und den Uberprifungszeitraum der in § 47 genannten Anspruchsberechtigung zu

nehmen.

(3) Der Wegfall der Voraussetzung fur die Gebuhrenbefreiung ist der GIS GebUhren Info Service GmbH anzuzeigen. Die
von den Rundfunkgebulihren befreite Person oder Institution hat der GIS Gebulhren Info Service GmbH jederzeit auf

Verlangen Auskinfte zu den Umstanden der Anspruchsberechtigung zu geben.

(4) Im Falle des Wegfalles auch nur einer der Voraussetzungen fur eine Gebuhrenbefreiung hat die GIS Gebuhren Info
Service GmbH mittels Bescheid die Entziehung der Gebuhrenbefreiung rickwirkend mit jenem Zeitpunkt
auszusprechen, an dem die Voraussetzung fir die GeblUhrenbefreiung weggefallen ist. Im Falle der Verletzung der
Auskunfts-, Vorlage- bzw. Meldepflichten des Abs. 3 hat die GIS Gebuhren Info Service GmbH mittels Bescheid die

GebuUhrenbefreiung zu entziehen."

3.3. Das Bundesgesetz Uber Zuschussleistungen zu Fernsprechentgelten (Fernsprechentgeltzuschussgesetz - FeZG),
BGBI. I Nr. 142/2000, lautet idF BGBI. | Nr. 81/2016 auszugsweise:

"Anwendungsbereich
8 1. Dieses Gesetz regelt Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten bestimmter Personen und Institutionen.
Begriffsbestimmungen

§8 2. (1) ?Fernsprechentgelte' im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Betreiber eines o6ffentlichen
Kommunikationsdienstes fur den Zugang zum o&ffentlichen Kommunikationsnetz oder fir die Erbringung eines
Kommunikationsdienstes in Rechnung stellt. Fir Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die Zuschussleistung

entfallt, nicht als Entgelt.

(2) "Haushalts-Nettoeinkommen" im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder
Geldeswert nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abziige. Bei der Ermittlung des
Haushalts-Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, des
Impfschadengesetzes, Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferfursorgerenten, Verbrechensopferrenten
sowie Unfallrenten und das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind auflerdem die Einklnfte der am
Standort einer zu pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkunften anderer im Haushalt lebender

Personen bestritten werden.

(3) Ubersteigt das gemaR Abs. 2 ermittelte "Haushalts-Nettoeinkommen" die fiir eine Zuschussleistung maRgebliche

Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe ~anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag als Wohnaufwand anzurechnen, welcher auf Basis der Betriebskosten pro m? und der anrechenbaren
Wohnungsgrol3e festzulegen ist.

2. anerkannte aullergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988.
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden-Betreuung nachgewiesen wird.
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Anspruchsberechtigter Personenkreis
8 3. (1) Eine Zuschussleistung setzt voraus:

1. Der Antragsteller darf nicht bereits fur einen Zugang zum 6&ffentlichen Kommunikationsnetz eine Zuschussleistung
zum Fernsprechentgelt beziehen (Doppelbezugsverbot), insbesondere darf pro Haushalt nur eine Zuschussleistung
nach diesem Bundesgesetz bezogen werden.

2. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Zuschussleistung vorgeschoben sein;
3. der Zugang zum offentlichen Kommunikationsnetz darf nicht fur geschaftliche Zwecke genutzt werden;
4. der Antragsteller muss volljahrig sein.

(2) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben (Z 1) bzw. vom Antragsteller glaubhaft gemacht worden sind (Z 2
und 3), haben Uber Antrag folgende Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt:

1. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand;

2. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977;

3. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz;

4. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992;

6. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit;

7. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

8. Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen, sofern die technische Ausgestaltung des Zuganges zum 6ffentlichen

Kommunikationsnetz eine Nutzung fur sie ermoglicht;

sofern das Haushalts-Nettoeinkommen gemaR § 2 Abs. 2 und § 2 Abs. 3 dieser Personen den flur die Gewahrung einer
Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt festgesetzten Richtsatz um nicht mehr als 12% Ubersteigt.

(3) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben sind, haben Uber Antrag Heime fir gehdrlose und schwer
hoérbehinderte Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt, sofern die Zuganglichkeit und die
technische Ausgestaltung des Zugangs zum offentlichen Kommunikationsnetz zur Nutzung durch die im Heim
aufhaltigen gehdrlosen und/oder schwer hérbehinderten Personen gegeben ist.

Verfahren

8 4. (1) Antrage auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt sind unter Verwendung des hiefur aufgelegten Formulars
bei der GIS Gebtihren Info Service GmbH einzubringen. Darin hat der Antragsteller insbesondere den gemal3 8 11
vertraglich verpflichteten Betreiber anzugeben, bei welchem er beabsichtigt, eine allenfalls zuerkannte
Zuschussleistung einzuldsen.

(2) Das Vorliegen eines Zuschussgrundes im Sinne des § 3 Abs. 2 und 3 ist vom Antragsteller nachzuweisen. Dies hat fur
die Falle des &8 3 Abs. 2 durch den Nachweis des Bezuges einer der dort genannten Leistungen, in Fallen der
Gehdrlosigkeit oder schweren Hoérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen vergleichbaren
Nachweis Uber den Verlust des Gehdrvermogens zu erfolgen.

(3) Der Antragsteller hat anlasslich des Antrages eine Bestatigung der ortlich zustandigen Meldebehdrde Uber die in
seinem Haushalt lebenden Personen einzuholen und dem Antrag beizulegen.

(4) Die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen
sind durch ein Zeugnis des 6rtlich zustandigen Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe samtlicher
EinkUnfte im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf

[...]
Zustandigkeit

§ 9. (1) Uber einen Antrag auf Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten hat die GIS Gebiihren Info Service
GmbH mittels Bescheid zu entscheiden, in welchem hinsichtlich der Hohe der Zuschussleistung auf die Verordnung
gemal 8 6 hinzuweisen ist.

[...]

(6) Gegen Bescheide der GIS Gebthren Info Service GmbH und wegen Verletzung ihrer Entscheidungspflicht in
Verwaltungssachen kann Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden.

(8) In Verfahren gemal3 Abs. 1 bis 4 sind das AVG und das VVG anzuwenden.

[..]"

3.4. In Bezug auf den Beschwerdefall enthalt demnach zum einen die Fernmeldegebihrenordnung eine Verpflichtung
des Antragstellers, den Befreiungsgrund durch den Bezug einer der in § 47 Abs. 1 leg.cit. genannten Leistungen
nachzuweisen. Die erforderlichen Nachweise sind gemal3 8 51 Abs. 1 zweiter Satz leg.cit. dem Antrag anzuschlieRen.
Zum anderen enthalt auch § 4 Abs. 2 FeZG die Verpflichtung des Antragstellers, den Befreiungsgrund durch den Bezug
einer der in § 3 Abs. 2 FeZG genannten Leistungen nachzuweisen.

Mit Schriftsatz der belangten Behérde vom 17.10.2019 wurde der Beschwerdefuhrer - indirekt - darauf hingewiesen,
dass der Bezug des Krankengeldes keine taugliche Anspruchsgrundlage fur die Befreiung von den Rundfunkgebuhren
sowie die Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt darstelle und ihm die Mdglichkeit gegeben, innerhalb einer Frist
von zwei Wochen eine schriftliche Stellungnahme abzugeben und eine Kopie eines Nachweises des Bezugs einer der in
§8 47 Abs. 1 Fernmeldegebihrenordnung bzw.8 3 Abs. 2 FeZG genannten Leistungen vorzulegen. Der
Beschwerdefihrer legte daraufhin die oben unter Pkt. |.3. angefuhrten Unterlagen vor, und verwies nochmals darauf,
dass das Krankengeld eine Anspruchsgrundlage iSd 8 47 Abs. 1 Fernmeldegebihrenordnung darstelle.

Die Beschwerde gegen die letztlich von der belangten Behdrde ausgesprochene Abweisung des Antrags des
Beschwerdefihrers erschopft sich im Wesentlichen darin, mitzuteilen, dass der Beschwerdefihrer mit seinem
Einkommen bei Anrechnung der abzugsfdhigen Ausgaben unter der fir eine GebUhrenbefreiung mafligeblichen
Betragsgrenze liege und dass der Bezug von Krankengeld eine den Leistungen aus pensionsrechtlichen Bestimmungen

vergleichbare sonstige wiederkehrende Leistung versorgungsrechtlicher Art der ¢ffentlichen Hand sei.

3.5. Der Beschwerde ist sohin zu entnehmen, dass der Beschwerdefiihrer um die Anerkennung des Krankengeldes als
"Anspruchsvoraussetzung", also als eine der Leistungen des 8 47 Abs. 1 Fernmeldegebuhrenordnung bzw. § 3 Abs. 2
FeZG wirbt.

Der Beschwerdefiihrer bezog allerdings - trotz seiner gegenteiligen Behauptungen - das Krankengeld nicht aus einer
Krankenversicherung nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz (anstelle seines Arbeitslosengeldes), diesfalls ware 8
47 Abs 1 Z 4 Fernmeldegebuhrenordnung bzw. 8 3 Abs. 2 Z 4 FeZG erfullt, sondern im Rahmen eines aufrechten
Dienstverhaltnisses aufgrund einer Arbeitsunfahigkeit von der XXXX Gebietskrankenkasse. Dies ergibt sich aus dem
Vermerk zum Versicherungsverhdltnis mit der FirmaXXXX auf der Auszahlungsbestatigung der XXXX
Gebietskrankenkasse.

Jedoch ist der Bezug eines Krankengeldes aus einem Dienstverhaltnis unter keine Ziffer des§ 47 Abs. 1 FGO bzw. § 3
Abs. 2 FeZG subsumierbar.

Dementsprechend stellt der vom Beschwerdefihrer nachgewiesene Bezug von Krankengeld von der XXXX
Gebietskrankenkasse keine taugliche Anspruchsgrundlage iSd § 47 Abs. 1 Fernmeldegebthrenordnung bzw. § 3 Abs. 2
FezG dar.

3.6. Soweit die Beschwerde insgesamt auf die Einkommenssituation des Beschwerdeflhrers verweist, ist anzumerken,
dass eine GebuUhrenbefreiung nicht nur voraussetzt, dass das Haushalts-Nettoeinkommen einen bestimmten Betrag
nicht Ubersteigt (vgl.§ 48 FGO bzw.§ 3 Abs. 2 FeZG), sondern insbesondere auch - und zwar gewissermalien
vorgelagert - den Bezug einer der in § 47 Abs. 1 Z 1 bis 7 FGO bzw. § 3 Abs. 2 FeZG genannten Leistungen, wobei
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gemald 8 50 Abs. 1 FGO bzw. 8 4 Abs. 2 FeZG das Vorliegen des Befreiungsgrundes (der Bezug einer der in § 47 Abs. 1
bzw. 8 3 Abs. 2 FeZG genannten Leistungen) vom Antragsteller nachzuweisen ist (vgl. zu der in diesem Zusammenhang
zum Tragen kommenden Mitwirkungspflicht des Befreiungswerbers nach 8 50 FGO VwGH 27.11.2014, 2013/15/0133).

Die Beschwerde war daher abzuweisen.

3.7. Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte im vorliegenden Fall - auch mangels eines
entsprechenden Parteienantrages und angesichts des (soweit rechtserheblich) unstrittigen Sachverhaltes - gemal3 § 24
Abs. 1 und 4 VWGVG abgesehen werden.

Zu Spruchpunkt B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemald 8 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG),BGBI Nr. 10/1985 idFBGBI | Nr. 33/2013, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133
Abs. 4 B-VG idF BGBI. | Nr. 164/2013 zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Ist die Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zuladssigkeit einer Revision begrindende Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung vor (VWGH 28.05.2014, ZI Ro 2014/07/0053).

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch sind keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage ersichtlich. Die vorliegende
Entscheidung ergeht aufgrund einer eindeutigen Rechtslage und folgt der zitierten Judikatur.
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